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 CDU/CSU SPD FDP Bündnis 90/ 
Die Grünen Die Linke AfD 

1. 
Teilen Sie mit uns die Überzeu-
gung, dass die Freiberuflichkeit 
der Ärztinnen und Ärzte in Kli-
nik und Praxis weiter gestärkt 
werden muss? Wenn ja, durch 
welche Maßnahmen? Der SpiFa 
fordert in diesem Zusammen-
hang die Niederlassungsfreiheit 
und Entbudgetierung. Wie ste-
hen Sie dazu? 
 

Der Erhalt einer flächendeckenden, qualita-
tiv hochwertigen ambulanten Versorgung 
muss gesichert und gefördert werden. Für 
CDU und CSU bilden die freie Arzt- und 
Krankenhauswahl, die Therapiefreiheit und 
die Unabhängigkeit der freien Gesundheits-
berufe den Kern unseres freiheitlichen Ge-
sundheitswesens. Im Hinblick auf die Budge-
tierung verweisen wir darauf, dass bereits 
heute zahlreiche Leistungen extrabudgetär 
vergütet werden. Diese Möglichkeiten haben 
wir in dieser Wahlperiode unter anderem 
mit dem Terminservice- und Versorgungs-
gesetz ausgebaut. So können zum Beispiel 
Hausärzte dann ihre Leistungen extrabudge-
tär vergütet bekommen, wenn sie Patienten 
durch Vermittlung der Terminservicestellen 
(TSS) annehmen. So sind auch Ausnahmen 
von der Bedarfsplanung möglich, etwa in 
unterversorgten oder davon bedrohten Be-
reichen. In bestimmten ländlichen oder 
strukturschwachen Gebieten können Zulas-
sungssperren für die Neuniederlassung von 
Ärztinnen und Ärzten sogar entfallen. Eine 
gänzliche Aufhebung würde falsche Anreize 
setzen. CDU und CSU setzen sich jedoch da-
für ein, dass diese Instrumente so flexibel 
wie möglich genutzt werden können, um 
gezielt auf die Bedürfnisse vor Ort einzuge-
hen. 
 

Wir sind für eine sektorenübergreifende 
Versorgung (inkl. bedarfsorientierter und in-
tegrativer Planung, einheitlichem Vergü-
tungssystem und gemeinsamer Qualitätssi-
cherung) mit integrierten, mobilen Teams, 
deren Mitglieder sowohl freiberufliche als 
auch angestellte Ärztinnen und Ärzte sein 
können. Eine Planung der Versorgung er-
achten wir als notwendig. Der freie Markt 
führt zu deutlichen Unter- und Überversor-
gungslagen. 

Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, 
dass auch weiterhin die Freien Berufe im 
Gesundheitswesen gestärkt werden. Nieder-
gelassene Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztin-
nen und Zahnärzte, Tierärztinnen und Tier-
ärzte, Apothekerinnen und Apotheker, Heil-
mittelerbringerinnen und Heilmittelerbringer 
sowie Hebammen und Geburtshelfer müs-
sen in medizinischen Fragen autonom und 
frei von Weisungen Dritter entscheiden kön-
nen. Die ärztliche Behandlung muss leis-
tungsgerecht vergütet werden. Daher unter-
stützen wir die Entbudgetierung. Denn die 
Therapiefreiheit der Behandlung ohne 
Budgetierungszwang kommt den Patientin-
nen und Patienten zugute. Die Niederlas-
sungsfreiheit für Ärztinnen und Ärzte wollen 
wir stärken und zugleich Strukturzuschläge 
einführen, um mit Vergütungsanreizen die 
Niederlassung in ländlichen und struktur-
schwachen Gebieten attraktiver zu machen. 
Die Fraktion der Freien Demokraten im 
Deutschen Bundestag hat sich mit entspre-
chenden Initiativen für diese Ziele eingesetzt 
(vgl. BT-Drs. 19/4833 und 19/6417). 

Für uns GRÜNE steht die ärztliche Freiberuf-
lichkeit nicht zur Disposition, sie muss vor 
dem Hintergrund gesellschaftlicher Verän-
derungen weiterentwickelt werden. Freibe-
rufliche Berufsausübung bedeutet in diesem 
Sinne nicht nur die Selbständigkeit in der ei-
genen Praxis. Wir verstehen Freiberuflich-
keit vor allem so, dass Ärzt*innen ihr medizi-
nisches Können unabhängig von falschen 
ökonomischen Anreizen in den Dienst der 
Patient*innen stellen können und dabei auch 
eine Verpflichtung gegenüber dem Gemein-
wohl haben. Eine Aufhebung der Bedarfs-
planung halten wir insbesondere vor dem 
Hintergrund bestehender Unterversorgung 
in ländlichen und strukturschwachen Räu-
men für kontraproduktiv. Für uns hat die Fi-
nanzierbarkeit der gesetzlichen Krankenver-
sicherung vor dem Hintergrund des demo-
grafischen Wandels und des medizinischen 
Fortschritts eine große Bedeutung. Wir wol-
len, dass eine gute und bedarfsgerechte 
Versorgung auch künftig unabhängig vom 
Geldbeutel möglich bleibt. Eine Abschaffung 
der Budgetierung würde dieses Ziel gefähr-
den. 
 

Medizinische Entscheidungen von Ärzt*innen 
müssen frei von wirtschaftlichen Zwängen 
zum Nutzen der Patient*innen getroffen 
werden können. Wir unterstützen die Initia-
tiven von Ärzt*innen im Krankenhaus, die 
sich gegen betriebswirtschaftliche Vorgaben 
wenden. Wir wollen, dass allen Menschen in 
Deutschland unabhängig vom Wohnort eine 
gute Gesundheitsversorgung zur Verfügung 
steht. Die heutige Bedarfsplanung erfüllt 
diese Anforderung nur unzureichend. Wir 
fordern dafür eine grundlegende Reform, 
die den tatsächlichen Versorgungsbedarf in 
den Blick nimmt und die Sozialstruktur in der 
Region mehr berücksichtigt. Die Budgetie-
rung sehen wir grundsätzlich kritisch. Daher 
fordern wir die Ersetzung der Budgetierung 
durch qualitätsorientierte Kriterien. Ein gu-
tes Beispiel bietet hier die Arzneimittelinitia-
tive Sachsen/Thüringen (ARMIN), die zum 
Beispiel erprobt, ob durch Wirkstoffverord-
nungen und Berücksichtigung eines Medika-
tionskatalogs eine Prüfung der Wirtschaft-
lichkeit entfallen kann. 

Die freiberufliche Ärzteschaft wird auch in 
Zukunft eine der tragenden Säulen das Ge-
sundheitssystems sein. Allerdings wird durch 
veränderte Lebenseinstellung und die wei-
tere Verweiblichung des Berufs der Anteil 
derer, die angestellt arbeiten wollen, stei-
gen. 
 
Kooperationsformen wie MVZ werden des-
halb neben der klassischen freiberuflichen 
ärztlichen Tätigkeit tendenziell zunehmen. 
Dabei muss darauf geachtet werden, dass 
diese zukünftig ausschließlich in der Träger-
schaft von freiberuflichen Ärzten in der 
Rechtsform von Personengesellschaften 
stehen. 
 
Und wir wollen die Budgetierung abschaf-
fen: Diese ausschließlich ökonomisch be-
gründete Einschränkung der Therapiefrei-
heit des Arztes muss sofort außer Kraft ge-
setzt werden. 
Die niedergelassenen Ärzte in Deutschland 
müssen das Recht haben, ihren Beruf unein-
geschränkt auszuüben. 
 

2. 
Wie stehen Sie und Ihre Partei 
zu dem Anspruch der Ärzte-
schaft auf eine ärztliche Gebüh-
renordnung, die ärztliche Leis-
tungen nicht nur sachgerecht 
abbildet, sondern auf einer be-
triebswirtschaftlichen Kalkula-
tion fußt? 
 

Die Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) muss 
endlich novelliert werden. Hierüber sind wir 
uns als CDU und CSU gemeinsam mit den 
Betroffenen einig. Wir werden den konsen-
tierten Entwurf (Bundesärztekammer, PKV 
und Beteiligung der Beihilfe) für eine Novel-
lierung der GOÄ zeitnah prüfen und ihn dann 
per Rechtsverordnung mit der Zustimmung 
des Bundesrates umsetzen. Wir erwarten ei-
nen ausgeglichenen Entwurf, in dem die 
ärztlichen Leistungen sachgerecht abgebil-
det und mit einer angemessenen Vergütung 
vorgesehen werden. Zur Erreichung dieses 
Ziels haben wir die Einbindung der ärztlichen 
Berufsverbände und wissenschaftlich-medi-
zinischen Fachgesellschaften in den Novel-
lierungsprozess begrüßt. 
 

Wir wollen eine Bürgerversicherung und ei-
nen gleich guten Zugang zur medizinischen 
Versorgung für alle. Mit der Bürgerversiche-
rung schaffen wir eine einheitliche Honora-
rordnung mit einer angemessenen und 
sachgerechten Bezahlung für alle Ärztinnen 
und Ärzte. 

Nach über dreißig Jahren wird es Zeit für 
eine zeitgemäße und moderne Honorarord-
nung. Wir werden deshalb die gemeinsamen 
Vorschläge der Ärzteschaft und der Kosten-
trägerseite zur Reform der GOÄ unter Ein-
beziehung des Berichts der wissenschaftli-
chen Kommission für ein modernes Vergü-
tungssystem (KOMV) prüfen. 

Wir GRÜNE befürworten eine ärztliche Ge-
bührenordnung, die auf einer betriebswirt-
schaftlichen Kalkulation beruht, Anreize für 
eine qualitativ hochwertige Versorgung 
schafft und Fehlanreize möglichst vermei-
det. In diesem Sinne halten wir eine Weiter-
entwicklung der ärztlichen Gebührenord-
nung für notwendig. 
 

Sowohl pauschalierende als auch Einzelleis-
tung-Vergütung geben erwünschte und un-
erwünschte Anreize. DIE LINKE will eine Ver-
gütungsform, die ökonomische Erwägungen 
möglichst von den medizinischen Entschei-
dungen trennen. Weder ökonomische Ziel-
größen/Budgets, noch diagnose- oder zeit-
abhängige Pauschalen erfüllen diesen 
Zweck gut. DIE LINKE fordert, dass nach der 
angekündigten Reform der Krankenhausfi-
nanzierung die erwünschten und uner-
wünschten Auswirkungen des ambulanten 
Vergütungsmodells in der GKV auf den Prüf-
stand gestellt werden. Wir wollen dabei er-
reichen, dass medizinische Entscheidungen 
möglichst unter Qualitätsgesichtspunkten 
frei getroffen werden können. Dabei sind 
wir uns bewusst, dass Qualität nicht wirk-
sam aufgrund von Honorierungsanreizen 
hergestellt werden kann. Pay4Performance-
Modelle lehnen wir daher ab. 
 

Selbstverständlich stehen wir für diese For-
derung, vor allem brauchen wir aber einen 
funktionierenden inflationsausgleich. 
 

3. 
Welchen Lösungsansatz sehen 
Sie und Ihre Partei zum Schutz 
der Freiberuflichkeit auch in 
klinischen Strukturen für Ärz-
tinnen und Ärzte, insbesondere 
vor dem Hintergrund des hohen 
Einflusses rein ökonomisch ori-
entierter Entscheidungsträger 
im Krankenhausbereich? 

Frage 3 und 4 zusammen:  

CDU und CSU wollen, dass die Ziele einer 
bedarfsgerechten und flächendeckenden 
Grund- und Regelversorgung in der Kran-
kenhausplanung und insbesondere in der 
Krankenhausfinanzierung wesentlich stärker 
berücksichtigt werden, gerade mit Blick auf 
den ländlichen Raum. Wir wollen die Finan-
zierung von Krankenhäusern sichern und 
dazu auch das aktuelle Fallpauschalensys-
tem weiterentwickeln. Gleichzeitig wollen 
wir im Interesse der Patientensicherheit für 
komplexe Behandlungen eine stärkere Bün-
delung entsprechender klinischer Angebote.  

Wir werden ein neues integriertes Planungs- 
und Vergütungssystem der Versorgung ein-
führen. Die medizinische Versorgung ist für 
uns ein Teil der öffentlichen Daseinsvor-
sorge. Die Krankenhäuser und Praxen sind 
keine Fabriken. Aus diesem Grund werden 
wir die Anreize für gewinnorientierte Ent-
scheidungen abbauen und Anreize für einen 
sektorenübergreifenden Dualitätswettbe-
werb schaffen, der durch integrierte Teams 
von angestellten und freiberuflichen Ärztin-
nen und Ärzten bestimmt wird. 

Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, 
dass auch weiterhin die Freien Berufe im 
Gesundheitswesen gestärkt werden. Nieder-
gelassene Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztin-
nen und Zahnärzte, Tierärztinnen und Tier-
ärzte, Apothekerinnen und Apotheker, Heil-
mittelerbringerinnen und Heilmittelerbringer 
sowie Hebammen und Geburtshelfer müs-
sen in medizinischen Fragen autonom und 
frei von Weisungen Dritter entscheiden kön-
nen. 

Wir GRÜNE wollen das Vergütungssystem 
für Krankenhäuser weiterentwickeln. Zudem 
wollen wir die Investitionsfinanzierung re-
formieren, um die Unterfinanzierung bei den 
Investitionen zu beenden. Durch diese 
Schritte werden aus unserer Sicht die Fehl-
anreize, etwa zur Ausweitung von medizi-
nisch nicht indizierten Leistungen, abgebaut. 
 

Medizinische Entscheidung von Ärzt*innen 
müssen frei von wirtschaftlichen Zwängen 
zum Nutzen der Patient*innen getroffen 
werden können. Wir unterstützen die Initia-
tiven von Ärzt*innen im Krankenhaus, die 
sich gegen betriebswirtschaftliche Vorgaben 
wenden. Insbesondere sind wir leider im 
Bundestag die einzige Fraktion, die sich kon-
sequent gegen die Besitzergreifung von 
Praxen und anderen Einrichtungen durch 
Private-Equity-Fonds einsetzt. Hierdurch 
werden derzeit Fakten geschaffen, die die 
Kommerzialisierung des Gesundheitssys-
tems stark vorantreiben und nur schwer 
wieder einzufangen sind. 

Sicher kann die (Wieder-)Ausweitung des 
Belegarztwesens die Freiberuflichkeit auch 
in Kliniken stärken und gleichzeitig Versor-
gungsstrukturen auch in der Fläche stabili-
sieren. 
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 Zum Schutz der Freiberuflichkeit für Ärztin-
nen und Ärzte in klinischen Strukturen wer-
den wir uns dafür einsetzen, dass sie unab-
hängig von den Weisungen nicht ärztlicher 
Dritter handeln können. 
 

4. 
Wie stehen Sie vor dem Hinter-
grund der unter 3. geschilder-
ten Problemlage zur Reform 
des DRG-Systems in der statio-
nären Versorgung? Welche kon-
kreten Vorstellungen hat Ihre 
Partei zur Verhinderung weite-
rer ökonomischer Fehlanreize 
bei anhaltender Unterfinanzie-
rung der notwendigen Investiti-
onen durch die Bundesländer? 
 

Frage 3 und 4 zusammen: 

CDU und CSU wollen, dass die Ziele einer 
bedarfsgerechten und flächendeckenden 
Grund- und Regelversorgung in der Kran-
kenhausplanung und insbesondere in der 
Krankenhausfinanzierung wesentlich stärker 
berücksichtigt werden, gerade mit Blick auf 
den ländlichen Raum. Wir wollen die Finan-
zierung von Krankenhäusern sichern und 
dazu auch das aktuelle Fallpauschalensys-
tem weiterentwickeln. Gleichzeitig wollen 
wir im Interesse der Patientensicherheit für 
komplexe Behandlungen eine stärkere Bün-
delung entsprechender klinischer Angebote. 
Zum Schutz der Freiberuflichkeit für Ärztin-
nen und Ärzte in klinischen Strukturen wer-
den wir uns dafür einsetzen, dass sie unab-
hängig von den Weisungen nicht ärztlicher 
Dritter handeln können. 
 

Das aktuelle Finanzierungssystem der Kran-
kenhäuser schafft Anreize zur Mengenaus-
weitung und Steigerung der Effizienz, die 
nicht dem Wohl der Patienten dienen. Wir 
werden ein neues Finanzierungsmodel ein-
führen, 
in dem wir die Finanzierung an Qualitäts-
mindestvorgaben, d.h. auch an die Ergeb-
nisse der Qualitätssicherung sowie an eine 
wissenschaftlich evaluierte Personalbemes-
sung knüpfen. Wir wollen eine bedarfsge-
rechte Grundfinanzierung der Kliniken. Die 
Sockelfinanzierung soll durch eine leistungs- 
und qualitätsorientierte Vergütung ergänzt 
werden, die Anreize für die Steigerung der 
Qualität der Versorgung und der Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen statt für eine 
gewinnorientierte Mengenausweitung 
schafft. 

Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, 
gemeinsam mit Vertretern der stationären 
Versorgung und der gesetzlichen und priva-
ten Krankenversicherung das DRG-Abrech-
nungssystem zu entbürokratisieren, ohne 
neue Fehlanreize zu setzen. Zudem wollen 
wir prüfen, welche alternativen Finanzie-
rungsmodelle zur Krankenhausfinanzierung 
genutzt werden können. Der Fokus soll da-
bei auf Modellen liegen, die dazu führen, 
dass die mangelnde Investitionsfinanzierung 
in den Krankenhäusern abgebaut und die 
Versorgung der Patienten verbessert wird. 
Dabei soll insbesondere darauf geachtet 
werden, dass die Grundversorgung durch 
stationäre Einrichtungen, unter Beibehal-
tung des Leitsatzes „ambulant vor statio-
när“, gestärkt und flächendeckend sicherge-
stellt werden kann. Weitere Ziele der Mo-
delle soll die Qualitätsverbesserung durch 
Spezialisierung der Krankenhäuser auf be-
stimmte Eingriffe und der Aufbau einer inte-
grierten Gesundheitsversorgung mit fließen-
den Sektorengrenzen zwischen ambulanter 
und stationärer Versorgung sein. 

Das Fallpauschalensystem ist mit Fehlanrei-
zen verbunden und kann eine verlässliche 
Finanzierung wichtiger Einrichtungen nicht 
immer sicherstellen. Wir GRÜNE wollen da-
her dieses System durch eine fallzahlunab-
hängige Finanzierung für bedarfsnotwen-
dige Strukturen, die unabhängig von der 
Fallzahl vorgehalten werden müssen, ergän-
zen. Dazu gehören etwa ländliche Kranken-
häuser, pädiatrische Kliniken/Abteilungen 
sowie Einrichtungen der Notfallversorgung. 
Die Fallpauschalen sollen stärker an den 
Versorgungsstufen ausgerichtet werden, 
denn die Betriebskosten eines ländlichen 
Krankenhauses sind andere als die eines 
städtischen Maximalversorgers. 
 
Wir sind darüber hinaus für ein dauerhaftes 
hälftiges verbindliches Engagement auch 
des Bundes bei der Investitionsfinanzierung 
für Krankenhäuser. Die meisten Bundeslän-
der sind, auch vor dem Hintergrund der 
Schuldenbremse, seit vielen Jahren nicht 
mehr in der Lage, für eine ausreichende In-
vestitionsfinanzierung zu sorgen. Den Kran-
kenhäusern bleibt dann nichts anderes üb-
rig, als Investitionen aus den hierfür nicht 
vorgesehenen DRGs zu finanzieren. Im Ge-
genzug zur Beteiligung des Bundes soll er 
bestimmte Leitlinien für die Krankenhaus-
planung vorgeben können, wie etwa für 
eine gestufte Krankenhausversorgung und 
die Orientierung der Planung an Leistungs-
bereichen. 

Die LINKE hat die fallpauschalenbasierte 
Krankenhausfinanzierung (DRG) immer ab-
gelehnt. Fallpauschalen verursachen einen 
ruinösen Wettbewerb unter den Kranken-
häusern, verschlechtern die Qualität der 
Versorgung und induzieren teilweise eine 
Behandlung, die eher von betriebswirt-
schaftlichen als von medizinischen Erwä-
gungen getrieben ist. Wir fordern eine 
selbstkostendeckende Krankenhausfinanzie-
rung bei gleichzeitigem Verbot, aus dem 
Krankenhausbetrieb Gewinne abzuschöpfen. 
Private Krankenhäuser wollen wir in öffent-
liche Trägerschaft überführen und so ge-
währleisten, dass die Qualität, die Patien-
tenorientierung und die Arbeitsbedingungen 
politisch gestaltbar sind. 

Wir wollen das DRG-System abschaffen und 
stattdessen ein Prospektiv-Regionales- Pau-
schalensystem einführen, welches u. a. min-
destens folgende Kriterien aufweist: 
a) Leistungserbringern wird im Voraus 

eine jährliche Pro-Kopf-Pauschale be-
zahlt (prospektiv pauschalierte Finan-
zierung), welche sie selbst verwalten 
müssen. 

b) Die Kalkulation der prospektiven Pau-
schalen soll auf morbiditätsorientierten 
Regionalbudgets basieren. 

c) Die in Deutschland herrschende Wahl-
freiheit des Krankenhauses wird 
grundsätzlich geschützt und die Ver-
rechnung der Pauschale (pro Kopf), 
bei Bedarf mit einem beliebigen Wahl-
krankenhaus verrechnet. 

d) Die Senkung des bürokratischen, Ko-
dier- und Dokumentationsaufwandes. 

e) Die eigentlich vorgesehene Finanzie-
rung der Investitionskosten durch die 
Bundesländer erfolgt nicht ausrei-
chend. Dass der Bund deshalb teils 
einspringt, ist für die Versorgung 
wichtig. Das darf jedoch nicht dazu 
führen, dass nun die Bundesländer 
erst recht ihren Verpflichtungen zur 
Übernahme von Kosten nicht nach-
kommen. Leistungen des Bundes sind 
deshalb immer mit denen der Länder 
zu verknüpfen. 

5. 
Der SpiFa steht für eine Ge-
sundheitsversorgung in 
Deutschland, bei der die Pati-
entinnen und Patienten und 
nicht die „Sektorenegozentrik“ 
der Organisationsstrukturen im 
Vordergrund stehen. Die ambu-
lant-stationäre Sektorengrenze 
ist aus medizinisch-ärztlicher 
Sicht weitestgehend überholt 
und dient heute allein der öko-
nomischen Steuerung. Sie be-
hindert eine patientengerechte 
Versorgung. Ärztlich intersek-
torale Leistungen sind unsere 
Antwort zum Abbau der Sekto-
rengrenze. Welche Maßnahmen 
wird Ihre Partei ergreifen, um 
die ambulant-stationären Sek-
torengrenzen abzusenken und 
einen für beide bisherigen Leis-
tungsbereiche gleichberechtigt 
nutzbaren patientenorientieren 
Versorgungsbereich zu schaf-
fen? 

CDU und CSU werden sich dafür einsetzen, 
dass alle Bürgerinnen und Bürger einen 
wohnortnahen, möglichst barrierefreien so-
wie auch einen digitalen Zugang zu einer 
qualitativ hochwertigen Gesundheitsversor-
gung haben. Das gilt beispielsweise in der 
Notfallversorgung. Aus diesem Grund setzen 
wir auch künftig auf eine stärker vernetzte 
Zusammenarbeit der einzelnen Akteure und 
werden verstärkt das Potential der Digitali-
sierung nutzen. Die Strukturreform der Not-
fallversorgung wollen wir weiter konsequent 
umsetzen. Die Etablierung von Portalpraxen 
und die verbesserte Patientensteuerung in 
der ambulanten Notfallversorgung über ein 
standardisiertes und bundesweit einheitli-
ches Ersteinschätzungsverfahren im Kran-
kenhaus haben wir auf den Weg gebracht. 
Bereits etablierte und gut funktionierende 
Strukturen in der Notfallversorgung sollten 
aus unserer Sicht in weitere Reformprozesse 
integriert werden. 
 

Wir wollen eine vollständige sektorenüber-
greifende Versorgung. Das bedeutet ein Ge-
samtkonzept für die ambulante, stationäre, 
rehabilitative und pflegerische Versorgung, 
inkl. verbindlicher, bedarfsorientierter und 
integrativer Planung, einheitlichem Vergü-
tungssystem und gemeinsamer Qualitätssi-
cherung. 
Die allgemeinmedizinische Versorgung soll 
zu einer zusammenhängenden medizini-
schen Versorgungs-, Präventions- und 
Nachsorgestruktur 
ausgebaut werden. 

Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, 
dass jede Patientin und jeder Patient die 
beste Versorgung erhält. Dafür muss die Ge-
sundheitsversorgung künftig umfassend, re-
gional und patientenzentriert gedacht wer-
den. Wir wollen die künstliche Sektorenbar-
riere zwischen dem ambulanten und dem 
stationären Versorgungsbereich konsequent 
abbauen und die Verzahnung und Vernet-
zung aller Versorgungsbereiche weiterent-
wickeln. Integrierte Gesundheitszentren sol-
len dabei unterstützen, die regionale Grund-
versorgung mit ambulanten und kurzstatio-
nären Behandlungen zu sichern. 

Es sind verschiedene Schritte nötig, um eine 
sektorenübergreifende Versorgung zu er-
möglichen: 
• Wir GRÜNE wollen die ambulanten und 
stationären Vergütungsbudgets durch eine 
populationsorientierte sektorenübergrei-
fende regionale Versorgung in Gesundheits-
regionen überwinden. Dadurch erhalten die 
Leistungserbringer einen Anreiz, über den 
Tellerrand des eigenen Budgets zu schauen 
und sich für eine möglichst optimale Versor-
gung zu engagieren. 
• Wir halten es für notwendig, die bestehen-
den ambulanten und stationären Vergü-
tungssysteme auch in Richtung sektoren-
übergreifender Vergütungen weiterzuentwi-
ckeln. 
• Die bislang getrennte ambulante Bedarfs- 
und stationäre Krankenhausplanung muss 
zu einer sektorenübergreifenden Versor-
gungsplanung weiterentwickelt werden. Ein 
erster Schritt dahin wäre, wenn der Bund 
bundesweite Standards und Prinzipien für 
die Krankenhausplanung definieren kann. 
Hierzu gehört auch die Planung auf der 
Grundlage von Leistungsbereichen statt von 
Betten. 
• Wir streben eine Weiterentwicklung des 
Berufsrechts der Gesundheitsberufe an, um 
die Zusammenarbeit der Gesundheitsberufe 
auf Augenhöhe etwa in ambulant-stationä-
ren Gesundheitszentren in ländlichen Räu-
men zu unterstützen. 
 

DIE LINKE will durch die Einführung von re-
gionalen Gesundheitszentren die wohnort-
nahe Gesundheitsversorgung auf eine neue 
Säule stellen. Hier sollen sowohl ambulante, 
als auch akutstationäre, geburtshelferische 
und notfallmedizinische Leistungen wohnor-
tnah erbracht werden. Durch den Betrieb 
von Zweig- und Rotationspraxen sowie Pa-
tientenshuttles soll auch die Versorgung in 
entlegenen und strukturschwachen Regio-
nen gesichert werden. So kann eine mo-
derne interdisziplinäre und interprofessio-
nelle Kooperation und patientenorientiertes 
Fallmanagement gewährleistet werden. Zu-
dem kommen größere Strukturen den Wün-
schen vieler jüngerer Ärzt*innen nach fami-
lienfreundlichen Arbeitsbedingungen und 
kollegialem Austausch entgegen. 

Wir wollen die sektorenübergreifende Ver-
sorgung mit einem gemeinsamen Gebüh-
rensystem für ambulante Leistungen stär-
ken. 
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6. 
Ärztliche Selbstverwaltung 
sollte sich mit medizini-
schen/ärztlichen Problemstel-
lungen beschäftigen. Wie ste-
hen Sie vor diesem Hintergrund 
zu der Forderung des SpiFa, 
dass psychologische Psychothe-
rapeuten eine eigene Körper-
schaft des öffentlichen Rechts 
zur Verhandlung ihrer Honorare 
erhalten sollten, nachdem sie 
ihre berufsrechtlichen Interes-
sen bereits in einer eigenen 
Kammer verfolgen? 
 

Wir wissen um die Kritik des SpiFa am Ge-
setz zur Reform der Psychotherapeutenaus-
bildung. Im Interesse der Versorgung von 
Menschen mit psychischen Erkrankungen 
haben CDU und CSU mit der Reform we-
sentliche Verbesserungen erreicht. Eine en-
gere Zusammenarbeit von Hausärzten, Psy-
chotherapeuten, Suchtberatungsstellen und 
Familiendiensten bringt wichtige Fort-
schritte. Hinsichtlich der Verhandlung von 
Honoraren sind wir der Auffassung, dass 
jede Arzt- bzw. Behandlergruppe ein Recht 
auf angemessene Vergütung ihrer Leistun-
gen hat. Wir sind davon überzeugt, dass die 
Selbstverwaltung funktioniert und die Ver-
tragspartner trotz teils unterschiedlicher 
Vorstellungen in der Lage sind, gemeinsam 
konstruktiv gute Lösungen zu finden. 
 

Wir wollen eine vollständige sektorenüber-
greifende Versorgung, inkl. verbindlicher, 
bedarfsorientierter und integrativer Pla-
nung, einheitlichem Vergütungssystem so-
wie gemeinsamer Qualitätssicherung. Dar-
aus folgt die Zusammenlegung verschiede-
ner Planungsprozesse. Wir wollen den neuen 
Planungs- und Vergütungsentscheidungs-
prozess demokratisieren und setzen uns für 
die Selbstverwaltung und aktive Partizipa-
tion aller 
Beteiligten ein. 

Als Freie Demokraten bekennen wir uns zum 
Prinzip der Selbstverwaltung im Gesund-
heitswesen. 

Vor dem Hintergrund der ohnehin bereits 
bestehenden starken Trennung der Sektoren 
mit getrennter Sicherstellung, getrennten 
Budgets und getrennter Bedarfsplanung 
halten wir GRÜNE eine weitere Aufspaltung 
durch eine gesonderte Sicherstellung und 
gesonderte Budgets in der psychotherapeu-
tischen Versorgung für kontraproduktiv. 
 

DIE LINKE sieht nicht, welches relevante 
Versorgungsproblem durch die Abspaltung 
von kassenpsychotherapeutischen Vereini-
gungen gelöst werden würde. Auch die In-
tegration der Psychotherapeut*innen in die 
KV-Strukturen scheint nach rund 20 Jahren 
Zugehörigkeit überwiegend gut zu funktio-
nieren. Psychotherapeutische und ärztliche 
Versorgung sind zudem vielfach miteinander 
verwoben. Die Hauptaufgabe der Kassen-
ärztlichen Vereinigungen, die Erfüllung des 
gesetzlichen Sicherstellungsauftrags, würde 
sehr erschwert werden, wenn die Selbstver-
waltungsstrukturen sich auseinanderdividie-
ren, statt bestmögliche Kooperation zu er-
möglichen. 

Ja, das wäre folgerichtig – auch aus unserer 
Sicht. Allerdings müsste bürokratischer Zu-
satzaufwand und entsprechende Kosten 
möglichst vermieden werden. 
 
Dazu könnten deren Körperschaften mit den 
der Ärzte dann maximal kooperieren. 
 

7. 
Wie soll nach Auffassung Ihrer 
Partei eine weitere Beschleuni-
gung des Zugangs von Innova-
tionen in das Gesundheitssys-
tem erreicht werden? 
 

Durch die richtigen Anreize im Vergütungs-
system setzen sich CDU und CSU dafür ein, 
dass die schnelle Verfügbarkeit neuer The-
rapieoptionen und Arzneimittel für schwer-
kranke Patienten in Deutschland erhalten 
bleibt. In der Pandemie hat sich gezeigt, wie 
zügig die Prüfung und Genehmigung klini-
scher Studien seitens der Zulassungsbehör-
den für Arzneimittel und Impfstoffe in 
Deutschland ohne Abstriche an der Qualität 
gelingen kann, wenn die Ressourcen gebün-
delt werden. Diese zügige Bearbeitung ent-
sprechender Anträge wollen wir auch für die 
Zeit nach der Pandemie erhalten. Wir wer-
den das Tempo für die Entwicklung neuer 
Medikamente erhöhen, indem wir einheitli-
che Vorgaben schaffen – etwa beim Daten-
schutz, bei länderübergreifenden Studien 
oder der Einführung verbindlicher Muster-
verträge für klinische Prüfungen. Investoren 
und Forscher können sich darauf verlassen, 
dass in Deutschland auch weiterhin der Pa-
tentschutz gilt. Wir werden die wissen-
schaftliche Erforschung jener Krankheiten 
gezielt unterstützen (beispielsweise De-
menz-Erkrankungen oder HIV), die gegen-
wärtig als unheilbar gelten. Künstliche Intel-
ligenz (KI) ist dabei eine Schlüsseltechnolo-
gie. Wir setzen uns für ein Wertesystem ein, 
das Chancen von KI für die Gesundheitsver-
sorgung nutzt und zugleich Risiken mini-
miert. 
 

Eines unserer Ziele ist die Förderung der 
Forschung zur personalisierten Medizin und 
zu innovativen Behandlungstherapien. Diese 
müssen 
zu erschwinglichen Preisen für alle zugäng-
lich sein. 
 
Dafür brauchen wir neue ordnungspolitische 
Vorgaben, die mehr Rechts- und Versor-
gungssicherheit bieten.  Zukünftig wollen 
wir das Problem durch eine sektorenüber-
greifende, integrierte Versorgung inkl. be-
darfsgerechter und patientenzentrierter  
Planung und eine strukturierte Förderung 
der Zusammenarbeit zwischen der Wissen-
schaft, Wirtschaft und Versorgung angehen. 
Das Wohl der Patienten und der Zugang zu 
innovativen Behandlungsmethoden 
muss im Mittelpunkt stehen. 

Wir Freie Demokraten fordern mehr An-
strengungen für Innovationen bei Arzneimit-
teln, Medizintechnik und Digitalisierung, 
denn das benötigen wir für ein gutes Leben 
und für zukunftsfähige Arbeitsplätze. Sie 
müssen ein Schwerpunkt in der Forschungs-
förderung sein, mit unbürokratischer 
Vergabe von Fördergeldern, gerade auch an 
Start-ups. Besonders die Biomedizin birgt 
ein großes Potential – zum Beispiel mit Gen-
therapien oder regenerativer Medizin. Daher 
setzen wir uns in diesen Schlüsseltechnolo-
gien für offenere und innovationsfördernde 
Rahmenbedingungen ein. Die innovative 
Vernetzung von Start-ups mit dem Gesund-
heitswesen über alle Phasen der klinischen 
Entwicklung hinweg, die Förderung von Ko-
operationen zwischen Krankenkassen, Wis-
senschaft und Industrie sowie der Ausbau 
von Hightech-Gesundheitsmedizin am 
Standort Deutschland sind Treiber einer op-
timalen Patientenversorgung. Damit private 
Investitionen mobilisiert werden, muss geis-
tiges Eigentum im Patentrecht strikt ge-
schützt bleiben, auch bei Arzneimitteln für 
seltene Erkrankungen. Die Fraktion der 
Freien Demokraten im Deutschen Bundestag 
hat sich u. a. dafür eingesetzt, die NUB-Lü-
cke zu schließen. Dafür soll das InEK-Ver-
fahren in einem vierteljährlichen statt einem 
jährlichen Rhythmus stattfinden. 

Medizinische Innovationen, die den Pati-
ent*innen nutzen, müssen so schnell wie 
möglich in die Regelversorgung. Die Verfah-
ren in der Selbstverwaltung zur Zulassung 
neuer Untersuchungs- und Behandlungsver-
fahren wollen wir etwa durch angemessene 
Beratungsfristen so beschleunigen, dass die 
Patient*innenensicherheit nicht gefährdet 
wird. Die Erprobung von Innovationen muss 
verbessert werden. Die Finanzierung von In-
novationszentren, in denen neue Behand-
lungsmethoden erprobt werden, soll künftig 
pauschaliert erfolgen. 
 

Schnelligkeit und Patientensicherheit sind 
beim Zugang zu neuen Behandlungsmetho-
den zwei Seiten einer Medaille. Für DIE 
LINKE ist es wichtig, dass neue Methoden 
gut auf ihren Patientennutzen und Risiken 
hin überprüft werden, bevor sie in die breite 
Anwendung kommen. Es ist niemandem ge-
holfen, wenn neue Medizinprodukte oder 
Arzneimittel zwar schnell verfügbar sind, 
aber statt zu helfen eigene Gesundheits-
probleme auslösen. Daher fordern wir eine 
Nutzenbewertung für Medizinprodukte hö-
herer Risikoklassen (Klassen 2b und 3) und 
wenden uns gegen Versuche, die Studienan-
forderungen für die Arzneimittelzulassung 
abzusenken. Im Übrigen ist der Zugang etwa 
zu neuen Arzneimitteln in Deutschland der 
schnellste in Europa, da Arzneimittel sofort 
nach Zulassung verordnungs- und in der 
GKV erstattungsfähig sind. DIE LINKE for-
dert, dass dafür der später ausgehandelte 
Erstattungspreis rückwirkend ab Marktzu-
gang gilt. 

Wir möchten den Verbotsvorbehalt auch in 
den ambulanten Versorgungsbereich hinein 
erweitern nicht nur, um die intersektorale 
Versorgung zu vereinfachen, sondern schon 
allein deshalb, weil dann den Patienten auch 
neue Therapien schneller zur Verfügung ge-
stellt werden können. 
 

8. 
Wie stehen Sie und Ihre Partei 
zum dualen Versicherungssys-
tem aus gesetzlichen und priva-
ten Krankenversicherungen? 
Setzen Sie sich für dessen Er-
halt ein? 
 

Eine umfassende Versorgung der Bürgerin-
nen und Bürger und den Erhalt unseres sehr 
guten Gesundheitssystems erreichen wir mit 
der bewährten Selbstverwaltung, der freien 
Arzt- und Therapiewahl sowie mit dem Zu-
sammenspiel von gesetzlichen und privaten 
Krankenversicherungen. Eine Einheitsversi-
cherung und Schritte dahin lehnen wir ab. 
Zur Finanzierung der gesetzlichen Kranken-
versicherung setzen wir weiter auf einkom-
mensabhängige paritätische Beiträge, Ei-
genbeteiligung und einen Steueranteil für 
versicherungsfremde Leistungen (wie bei-
spielsweise in der Pandemiebekämpfung), 
der dynamisiert und an die tatsächlichen 
Kosten der versicherungsfremden Leistun-
gen und deren Entwicklung gekoppelt wird. 
 

Wir wollen eine einheitliche Bürgerversiche-
rung. Eine Bürgerversicherung bedeutet 
auch die Vertiefung des Solidaritätsprinzips: 
Wir wollen alle Bürgerinnen und Bürger auf 
die gleiche Weise krankenversichern. 
 
Alle erstmalig und bislang gesetzlich Versi-
cherten wollen wir automatisch in die Bür-
gerversicherung aufnehmen. Bisher Privat-
versicherte können wählen, ob sie in die 
Bürgerversicherung wechseln möchten. Die 
bestehenden privaten Versicherungsver-
träge werden selbstverständlich einen Be-
standsschutz haben. Es werden allerdings 
keine neu Privatversicherten nach dem bis-
herigen Versicherungsrecht hinzukommen. 
Die privaten Krankenversicherungsunter-
nehmen werden die Möglichkeit haben,  

Wir Freie Demokraten stehen für ein solida-
risches und duales Gesundheitssystem, in 
dem die Wahlfreiheit der Versicherten durch 
Krankenkassen- und Krankenversicherungs-
vielfalt gewährleistet ist. Dazu gehört neben 
einer starken privaten auch eine freiheitliche 
gesetzliche Krankenversicherung. Diese soll 
Versicherten- und Patienteninteressen in 
den Mittelpunkt rücken und Möglichkeiten 
bieten, aus verschiedenen Modellen zu wäh-
len. 

Das bisher gespaltene Versicherungssystem 
hat sich nicht bewährt. Es hat zu Fehlanrei-
zen wie Rosinenpickerei geführt, eine soli-
darische Finanzierung verhindert und die 
Wahlfreiheit vieler Versicherten einge-
schränkt. Zudem ist nicht sichergestellt, 
dass alle gesetzlich und privat Versicherten 
unabhängig vom Geldbeutel gut versorgt 
werden. Vor diesem Hintergrund wollen wir 
GRÜNE das heutige Krankenversicherungs-
system in mehreren Schritten zu einem inte-
grierten Krankenversicherungssystem, zu 
einer Bürger*innenversicherung, weiterent-
wickeln. In einem solchen System aus ge-
setzlichen Krankenkassen und privaten 
Krankenversicherungen beteiligen sich alle 
Versicherten fair und gerecht an der Finan-
zierung unseres Gesundheitswesens. 

Das duale Versicherungssystem ist aus un-
serer Sicht nur historisch zu erklären, nicht 
aber aus Sicht eines effizienten, patienten-
orientierten und gerechten Systems. DIE 
LINKE setzt sich für eine solidarische Ge-
sundheits- und Pflegeversicherung ein, in 
der alle Menschen in Deutschland Mitglied 
sind. Um die finanzielle Stabilität besser als 
heute zu sichern und an reale wirtschaftli-
che Entwicklungen anzupassen, wollen wir 
nicht nur Lohn- und Gehaltseinkommen, 
sondern alle Einkommensarten einbeziehen. 
Die Beitragsbemessungsgrenze wollen wir 
an- und perspektivisch aufheben, damit alle 
Menschen den gleichen Anteil ihres Einkom-
mens zur Finanzierung des solidarischen Ge-
sundheitssystems beitragen. Die Beitragss-
ätze können so in der 

Wir wollen das beibehalten: Die AfD steht 
für soziale Marktwirtschaft und gegen Plan-
wirtschaft, gegen Einheitsversorgung und 
gegen Sozialabbau: Die AfD lehnt Kopfpau-
schalen und die Bürgerversicherung ab. 
 
Stattdessen wollen wir echten Wettbewerb 
zur Stärkung von Qualität und Wirtschaft-
lichkeit in beiden Systemen. 
 
GKV: Wir wollen den Gesundheitsfonds ab-
schaffen. Die Krankenkassen sollen ver-
schiedene Vertragsmodelle anbieten kön-
nen. Wer will, soll Beitrag und Leistungen 
auf dem heutigen Stand belassen können. 
Für ihn ändert sich nichts. Wer will, soll aber 
z. B. Leistungen aus dem 
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Bürgerversicherungstarife und Zusatzversi-
cherungen anzubieten. Für Beamtinnen und 
Beamte wird in der Bürgerversicherung ein 
beihilfefähiger Tarif geschaffen. 

 Gesundheitsversicherung erheblich gesenkt 
und in der Pflegeversicherung bei besseren 
Leistungen und besserer Bezahlung von 
Personal stabil gehalten werden. 

Versicherungsumfang herausnehmen oder 
Hausarztmodelle wählen können. 
 
PKV: Heute sind gerade ältere Versicherte, 
Rentner oder kleine Selbständige, die meist 
nicht zu den Besserverdienenden gehören, 
an Versicherungskonzerne gebunden. Das 
wollen wir ändern. Wir wollen die Mitnahme 
der Altersrückstellung in der PKV beim Ver-
sicherungswechsel für alle ermöglichen. 
 

9. 
Welche gesundheitspolitischen 
Schwerpunkte sehen Sie und 
Ihre Partei für die kommende 
Legislaturperiode des Deut-
schen Bundestages? 
 

Leitbild von CDU und CSU ist eine medizini-
sche und pflegerische Kultur, die allen Men-
schen dient. In der Corona-Pandemie hat 
unser Gesundheitssystem gezeigt, welche 
Stärken es hat und an welchen Schwächen 
wir arbeiten müssen. In einem zukunftsfähi-
gen Gesundheitswesen setzen wir deshalb 
auf stärkere vernetzte Zusammenarbeit der 
einzelnen Akteure und nutzen das Potenzial 
der Digitalisierung. Zur Finanzierung der ge-
setzlichen Krankenversicherung setzen wir 
weiter auf einkommensabhängige paritäti-
sche Beiträge, Eigenbeteiligung und einen 
Steueranteil für versicherungsfremde Leis-
tungen, der dynamisiert und an die tatsäch-
lichen Kosten der versicherungsfremden 
Leistungen und deren Entwicklung gekop-
pelt wird. Den Erhalt unseres sehr guten Ge-
sundheitssystems erreichen wir mit der be-
währten Selbstverwaltung, der freien Arzt- 
und Therapiewahl sowie mit dem Zusam-
menspiel von gesetzlichen und privaten 
Krankenversicherungen. Eine Einheitsversi-
cherung und Schritte dahin lehnen wir ab. 
Wir wollen Krankenhäuser und die ambu-
lante Versorgung stärken, die Ausbildungs-
wege im Gesundheitswesen weiter verbes-
sern, Selbstbestimmung und Patientensou-
veränität stärken, den Öffentlichen Gesund-
heitsdienst modernisieren, für mehr Lebens-
qualität forschen und weitere Verbesserun-
gen in der Pflege auf den Weg bringen. 
 

Die Schwerpunkte für die nächste Legisla-
turperiode sind die Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen im Gesundheitswesen 
(Bezahlung nach Tarif und bedarfsgerechte 
Personalbemessung, Einführung der sekto-
renübergreifenden pflegerischen Versor-
gung inkl. ihrer Planung), Sicherstellung der 
umfassenden medizinischen Versorgung in 
allen Regionen durch strukturelle Anpassun-
gen in der Krankenhauslandschaft sowie die 
Fortsetzung der Digitalisierung der klini-
schen Gesundheitsversorgung und der Aus-
bau der Cybersicherheit, aber auch die Ein-
führung einer Bürgerversicherung und soli-
darischen Pflegevollversicherung, die alle 
Pflegekosten trägt (kein Eigenanteil für Pfle-
gekosten) und schließlich die nachhaltige 
Gestaltung der Finanzierung des Gesund-
heitswesens. 

Die Corona-Pandemie hat gezeigt, wie 
wichtig ein funktionierendes Gesundheits-
system ist. Wir Freie Demokraten wollen al-
len Menschen eine wohnortnahe und quali-
tativ hochwertige medizinische Versorgung 
sichern. Zugleich wollen wir die Chancen des 
medizinischen und digitalen Fortschritts nut-
zen und das Gesundheitssystem an die de-
mografische Entwicklung und mögliche Pan-
demien in der Zukunft anpassen. 
 
Die Digitalisierung im Gesundheitswesen 
wollen wir durch klare und transparente 
Rahmenbedingungen voranbringen. Dazu 
benötigen wir offene Standards, Interopera-
bilität und Datensicherheit. Die Vernetzung 
zwischen allen Gesundheitsakteuren sowie 
Patientinnen und Patienten muss digital 
ausgestaltet sein. Nur so ist eine schnelle 
Verfügbarkeit der Patientinnen- und Patien-
tendaten sicherzustellen. Die Digitalisierung 
ist kein Wert an sich, sondern sie hat das 
Potential den Arbeitsalltag von allen Ge-
sundheitsakteuren zu erleichtern. Kranken-
häuser sind Innovationsmotoren in der 
Krankenversorgung. Digitale Infrastruktur 
und robotische Assistenzsysteme wollen wir 
hier gezielt fördern. 
 
Zentral ist für uns auch, die Entbürokratisie-
rung des Gesundheitswesens vorantreiben. 
Dazu fordern wir eine „Bepreisung“ der Bü-
rokratie- und Berichtspflichten. Bezahlen 
soll sie künftig die Person, die sie anfordert. 
Das schärft den Fokus auf die Behandlung 
und Pflege von Patientinnen sowie Patien-
ten und verhindert kleinteilige Gesetze und 
Verordnungen. Denn seit Jahren klagen 
sämtliche Akteure im Gesundheitswesen 
über zunehmende bürokratische Auflagen, 
die nicht zu einer Verbesserung der Versor-
gung führen. Im Gegenteil: Es bleibt weniger 
Zeit für die Patientinnen und Patienten. 
 

Unser Gesundheitswesen braucht eine 
stabile finanzielle Grundlage, damit auch in 
Zukunft alle Menschen gut und verlässlich 
versorgt werden können. Mit der Bürger*in-
nenversicherung wollen wir dieses Ziel er-
reichen und für mehr Solidarität, Gerechtig-
keit und Wahlfreiheit sorgen. Durch Gesund-
heitsregionen und den Abbau von Hürden 
zwischen den Sektoren wollen wir erreichen, 
dass Krankenhäuser, Kommunen, niederge-
lassene Praxen und lokale Gesundheitszen-
tren an einem Strang ziehen für mehr Ge-
sundheit und eine bessere Versorgung vor 
Ort.  
Auf den zunehmenden Anteil älterer, chro-
nisch kranker und multimorbider Patient*in-
nen ist unser Gesundheitswesen nicht ein-
gestellt. Nötig ist eine gute Zusammenarbeit 
unterschiedlicher Gesundheitsberufe auf 
Augenhöhe. Dafür werden wir GRÜNE das 
Gesundheitsberuferecht reformieren. Damit 
die Digitalisierung einen echten Nutzen ent-
faltet, werden wir zusammen mit den rele-
vanten Akteur*innen im Gesundheitswesen 
eine Strategie für das Gesundheitswesen 
entwickeln, mit Richtung, Meilensteinen, 
klaren Verantwortlichkeiten und Prioritäten. 

Für DIE LINKE ist eine gute Gesundheitsver-
sorgung der Menschen unabhängig vom 
persönlichen Geldbeutel eine besonders 
wichtige öffentliche Aufgabe. Wir wollen, 
dass wieder alle medizinisch notwendigen 
Leistungen ohne Zuzahlung der Versicherten 
bezahlt werden. Die Zwei-Klassen-Medizin 
wollen wir abschaffen und mit der solidari-
schen Gesundheitsversicherung (Bürgerver-
sicherung) allen Menschen in Deutschland 
eine Behandlung auf dem aktuellen Stand 
des Wissens ermöglichen. Eine notwendige 
Voraussetzung dafür ist genügendes und 
gut qualifiziertes Personal, daher treten wir 
für eine gesetzliche Personalbemessung im 
Krankenhaus und auch in der Altenpflege 
ein. In beiden Bereichen brauchen wir min-
destens 100.000 zusätzliche Pflegekräfte. 
Wir wollen die Rechte der Patientinnen und 
Patienten gegenüber den Behandelnden und 
den Krankenkassen stärken sowie die Profi-
torientierung im Gesundheitswesen, etwa 
bei Krankenhäusern, beenden. Wir wollen, 
dass die Pflegeversicherung alle pflegebe-
dingten Kosten abdeckt und so zu einer Voll-
versicherung ausgebaut wird. 
 

Corona-Untersuchungsausschuss, Budgetie-
rung abschaffen, Ärztliche Versorgung in 
der Fläche sichern 
 

10. 
Durch das Terminservice- und 
Versorgungsgesetz (TSVG) 
wurde eine entscheidende 
Kehrtwende eingeleitet. Es 
wurde erkannt, dass die Budge-
tierung im GKV-Bereich keine 
Probleme löst, sondern viel-
mehr Ursache von Wartezeiten, 
Ärztemangel und Investitions-
stau in den Facharztpraxen ist. 
Wie stehen Sie bzw. Ihre Partei 
zur Forderung einer vollständi-
gen Abschaffung der Budgetie-
rung? 

Im Hinblick auf die Budgetierung verweisen 
CDU und CSU darauf, dass bereits heute 
zahlreiche Leistungen extrabudgetär vergü-
tet werden. Diese Möglichkeiten haben wir 
in dieser Wahlperiode unter anderem mit 
dem Terminservice- und Versorgungsgesetz 
ausgebaut. So können zum Beispiel Haus-
ärzte dann ihre Leistungen extrabudgetär 
vergütet bekommen, wenn sie Patienten 
durch Vermittlung der Terminservicestellen 
(TSS) annehmen. Ebenfalls gibt es für Haus- 
und Fachärzte extrabudgetäre Zuschläge, 
die danach gestaffelt sind, wie schnell der 
Patient in den vier Wochen, nach denen der 
Patient durch die TSS einen Termin erhalten 
muss, angenommen wird. 

Die bestehenden Instrumente müssen ange-
passt werden. Wir sind für eine sektoren-
übergreifende Versorgung (inkl. bedarfsori-
entierter und integrativer Planung, einheitli-
chem Vergütungssystem und gemeinsamer 
Qualitätssicherung) mit integrierten, mobi-
len Teams, deren Mitglieder sowohl freibe-
rufliche als auch angestellte Ärzt*innen sein 
können. Niemandem darf eine notwendige 
medizinische Leistung wegen der finanzmo-
tivierten Rationalisierung vorenthalten wer-
den. Kein*e Ärzt*in darf negativen Konse-
quenten ausgesetzt werden, weil sie die 
Hilfe geleistet hat. 

Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, 
dass die ärztliche Behandlung leistungsge-
recht vergütet wird. Das ist seit Einführung 
der Budgetierung nicht der Fall. Denn durch 
diese Deckelung wird die geleistete Arbeit 
nicht mehr vollständig bezahlt. Wir sind der 
Auffassung, dass kein Arzt bestraft werden 
darf, der sich intensiv um seine Patienten 
kümmert und unterstützen daher die 
schrittweise Aufhebung der Budgetierung. 
Am Ende sind es die Patienten, die von der 
Therapiefreiheit der Behandlung ohne 
Budgetierungszwang profitieren. Im Antrag 
"Ambulante ärztliche Versorgung verbes-
sern, Bürokratie abbauen, Budgetierung 
aufheben" (BT-Drs. 19/4833) hat sich die 
Fraktion der Freien Demokraten im Deut-
schen Bundestag für diese Ziele eingesetzt. 

Wir GRÜNE sehen die Notwendigkeit, die 
bestehenden Vergütungssysteme im Hin-
blick insbesondere auf ihre Anreizwirkungen 
zu reformieren. Im Rahmen des von uns 
vorgeschlagenen Gesundheitsregionen-Mo-
dells ist es beispielsweise denkbar, dass 
diese auch ohne Budgetierung auskommen 
könnten. Abseits davon lehnen wir eine voll-
ständige Abschaffung der Budgetierung ab, 
da diese aus unserer Sicht die Probleme der 
ambulanten Versorgung nicht löst. Sie nützt 
vor allem jenen fachärztlichen Arztgruppen, 
die heute im Vergleich zu anderen Arztgrup-
pen schon ein relativ hohes Einkommen ha-
ben und bei denen es keine Versorgungs-
probleme gibt. Es profitieren die Regionen, 
in denen die Versorgung gut ist. Hingegen 
geraten strukturschwache und ländliche Re-
gionen immer weiter ins Hintertreffen. 
Überdies würde eine vollständige Abschaf-
fung der Budgetierung die finanzielle  

Die Budgetierung sehen wir grundsätzlich 
kritisch. Es darf keine medizinisch ange-
zeigte Behandlung unterbleiben, weil die 
Ärztin oder der Arzt Angst vor Regressen 
haben muss. Das Ziel der Regelung sollte 
nicht eine kostenmäßige Deckelung der 
Leistungen, sondern die Förderung der not-
wendigen und hochwertigen Behandlung. 
Daher fordern wir die Ersetzung der Budge-
tierung durch qualitätsorientierte Kriterien, 
wie sie in etlichen KV-Bezirken schon heute 
teilweise praktiziert wird. Ein gutes Beispiel 
bietet auch die Arzneimittelinitiative Sach-
sen/Thüringen (ARMIN), die ein Konzept von 
KBV und ABDA umsetzt. 
 
Hier wird zum Beispiel erprobt, ob durch 
Wirkstoffverordnungen und Berücksichti-
gung eines Medikationskatalogs eine Prü-
fung der Wirtschaftlichkeit entfallen kann. 
 

Wir fordern die vollständige Abschaffung 
der Budgetierung. 
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 Stabilität der gesetzlichen Krankenversiche-
rung gefährden. Daran kann auch die Ärzte-
schaft kein Interesse haben. 
 

11. 
Unterstützen Sie und Ihre Par-
tei den Ausbau und die Förde-
rung eines die fachärztlichen 
Leistungen betreffenden selek-
tivvertraglichen Bereichs neben 
dem Kollektivsystem? 
 

CDU und CSU unterstützen grundsätzlich Ini-
tiativen, die geeignet sind, die Versorgung 
vor Ort besser zu machen. Deshalb haben 
wir es den Krankenkassen in dieser Wahlpe-
riode zum Beispiel erleichtert, durch den In-
novationsfonds geförderte Versorgungsin-
novationen auf freiwilliger Basis in Selektiv-
verträge zu überführen. Wir wollen weiter-
hin an der Möglichkeit festhalten, im Bereich 
der fachärztlichen Versorgung Selektivver-
träge abzuschließen. Diese Verträge sollen 
dabei eine verschiedene Leistungssektoren 
übergreifende oder eine interdisziplinär 
fachübergreifende Versorgung sowie beson-
dere Versorgungsaufträge unter Beteiligung 
der Leistungserbringer oder deren Gemein-
schaften ermöglichen. 
 

Das Verhältnis von Selektiv- zu Kollektivver-
trag bei der spezialfachärztlichen Versor-
gung soll mehr Rechts - und Versorgungssi-
cherheit bieten. Zukünftig wollen wir das 
Problem durch eine sektorenübergreifende, 
integrierte Versorgung inkl. bedarfsgerech-
ter und patientenzentrierter Planung, Ver-
gütung und Qualitätssicherung angehen. 
Das Wohl der Patienten und der Zugang zu 
innovativen Behandlungsmethoden muss im 
Mittelpunkt stehen. 

Als Freie Demokraten setzen wir uns für ei-
nen Wettbewerb um Qualität in der Versor-
gung ein. Im Leistungsmarkt wollen wir 
mehr Freiheiten bei den Selektivverträgen 
unter fairen kartellrechtlichen Bedingungen. 

Das SGB V sieht heute bereits ein breites In-
strumentarium selektivvertraglicher Lösun-
gen neben dem Kollektivvertrag vor. Einen 
generellen Ausbau halten wir daher nicht für 
notwendig. Vielmehr müssen aber Anreize 
geschaffen werden, damit Krankenkassen 
und Leistungserbringer insbesondere die 
Möglichkeit für integrierte Versorgungsver-
träge in stärkerem Maße als bisher nutzen. 
Wir GRÜNE schlagen in diesem Zusammen-
hang die Etablierung von regionalen Versor-
gungsverträgen, sog. "Gesundheitsregio-
nen", im Rahmen des §140a SGB V vor. 

Nein. DIE LINKE setzt auf eine gute Versor-
gung aller Versorgung unabhängig vom 
Wohnort, den eigenen finanziellen Möglich-
keiten oder Drittinteressen. Wir wollen Ko-
operation statt Konkurrenz sowohl unter 
Krankenkassen als auch unter Ärzt*innen. 
Das System bemisst sich letztlich daran, wie 
benachteiligte Bevölkerungsgruppen er-
reicht werden und ihre Versorgungsansprü-
che auch real geltend machen können. Das 
ist insgesamt nur mit einem starken Kollek-
tivsystem zu erreichen. Wir wollen daher 
das kollektivvertragliche System vor allem 
durch evaluierte Modellprojekte weiterent-
wickeln und die Versorgung verbessern. 

Ja, selbstverständlich, denn wir wollen ja – 
wie gesagt – dass die Kassen verschiedene 
Vertragsmodelle anbieten können. So soll es 
zu wirklichem Wettbewerb kommen. 
 

12. 
Welche Bedeutung hat für Ihre 
Partei die Förderung der Prä-
vention auf allen Gebieten der 
Medizin? 
 

CDU und CSU werden Prävention auf allen 
Gebieten der Medizin und Rehabilitation 
stärker in den Mittelpunkt ihrer Maßnahmen 
stellen, damit auch gesundheitlich belastete 
oder gefährdete Menschen jetzt und in Zu-
kunft aktiv am Arbeits- und gesellschaftli-
chen Leben teilhaben können. Den Eintritt 
von Pflegebedürftigkeit wollen wir möglichst 
lange verhindern. Die Früherkennung von 
bestimmten Krankheiten und die Erfassung 
gesundheitlicher Risiken sind für uns we-
sentliche Bestandteile der Prävention. Ei-
genverantwortliche Vorsorge steht im Ver-
hältnis zur Pflicht der Versichertengemein-
schaft, den Versicherten solidarisch bei der 
Gesunderhaltung und im Krankheitsfalle zu 
helfen. Insoweit halten wir es für erforder-
lich, gerade in Fragen der Solidarität und Ei-
genverantwortung für eine gute Balance 
zwischen beiden zu sorgen. Unser Gesund-
heitssystem muss zukünftig stärker darauf 
ausgerichtet sein, Menschen gesund zu er-
halten und bei Therapie und Pflege ihre Le-
bensqualität in den Mittelpunkt zu stellen. 
Deshalb wollen wie die Gesundheitskompe-
tenz in der Bevölkerung weiter stärken und 
Prävention weiter in den Vordergrund rü-
cken. 

Wir wollen die allgemeinmedizinische Ver-
sorgung zu einer zusammenhängenden me-
dizinischen Versorgungs- und Präventions-
struktur ausbauen und die Präventionskom-
petenzen der Kassen stärken. Sie sollten sich 
deutlich stärker als Kümmerer und Lotse en-
gagieren.  Notwendig sind dazu innovative, 
qualitätsgetriebene, lange überfällige Struk-
turveränderungen, für die wir die passenden 
Rahmenbedingungen setzen. 

Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, 
dass der Prävention von Erkrankungen und 
Gesundheitsschäden eine hohe Priorität ein-
geräumt wird. Denn mit jeder vermiedenen 
Erkrankung und jedem vermiedenen Ge-
sundheitsschaden wird den betroffenen 
Menschen und ihren Angehörigen viel Leid 
und Schmerz erspart. Eine erfolgreiche Ge-
sundheitsprävention kann zudem Kosten für 
das Gesundheitssystem reduzieren, denn 
viele medizinische Leistungen müssen nicht 
erbracht werden, wenn die Prävention wirk-
sam ist. Das entlastet das Sozialsystem und 
setzt zudem Kapazitäten frei, die zur Be-
handlung anderer Erkrankungen benötigt 
werden. 

Der Fokus unseres Gesundheitswesens muss 
stärker in Richtung Prävention, Gesund-
heitsförderung und einer besseren Rehabili-
tation gelenkt werden. Die Verhinderung 
von akuten und v.a. chronischen Erkrankun-
gen, die Verringerung gesundheitlicher Un-
gleichheit, die Verhinderung von Pflegebe-
dürftigkeit sowie die Bereitstellung von be-
darfsgerechter, settingübergreifender Reha-
bilitation ist aus unserer Sicht eine der wich-
tigsten Aufgabenstellungen für die Gesund-
heitspolitik. 
 

Erkrankungen vorzubeugen ist in vielen Fäl-
len für die Patient*innen und das Solidarsys-
tem sinnvoller als nur manifeste Erkrankun-
gen zu behandeln. DIE LINKE steht für eine 
deutliche Stärkung der Gesundheitsförde-
rung in allen Politikbereichen, denn die Ge-
sundheit kann in allen Lebensbereichen ge-
fördert oder geschädigt werden. Der soziale 
Status entscheidet mit darüber, wie hoch 
die Wahrscheinlichkeit für schwere Erkran-
kungen, Pflegebedürftigkeit oder vorzeiti-
gem Tod ist. Wir setzen uns daher dafür ein, 
dass die sozioökonomischen Einflüsse auf 
Gesundheit in allen politischen Bereichen 
mitgedacht und die Auswirkungen auf die 
Gesundheit unabhängig begutachtet wer-
den. Innerhalb des Gesundheitssystems wol-
len wir gut evaluierte Früherkennungspro-
gramme ausbauen, Präventionsangebote 
unabhängig von Krankenkassen organisie-
ren und stärken sowie vor allem zielgrup-
penspezifische Verhältnisprävention in den 
Lebenswelten anbieten. 
 

Für die AfD ist die Prävention kein Werk-
zeug zur Kostendämpfung im Gesundheits-
wesen, sie trägt aber mittel - und langfristig 
zur Kostendämpfung bei. Prävention ist ein 
eigener wichtiger Beitrag an der Seite von 
Therapie und Rehabilitation. 
Deshalb wollen wir z. B. auch Routine-Un-
tersuchungen bis ins Jugendalter und medi-
zinische Prophylaxe leicht erreichbar und als 
Kassenleistung. Wichtig ist, auch bildungs-
ferne und einkommensschwache Bürger zu 
erreichen. 
Gerade in Deutschland hat die Kur eine be-
sondere Tradition. Die AfD will sie in den 
deutschen Kurorten wieder aufleben lassen, 
statt das Kurwesen ins Ausland zu verla-
gern. Die AfD will die deutschen Kurorte zu 
medizinischen Präventionszentren aus-
bauen. Deutsche Kurorte sind wichtiger Teil 
der Gesundheitswirtschaft und häufig wirt-
schaftliche Leuchttürme in ansonsten struk-
turschwachen Gegenden. 
 
Dabei will die AfD will niemanden bestrafen 
oder bevormunden. Eine Impfpflicht lehnen 
wir ab. Die AfD will stattdessen bei den 
Menschen das Bedürfnis wecken, aus freien 
Stücken möglichst gesund zu bleiben. Infor-
mation, Anleitung und Leitung zu den Ange-
boten durch die Fachleute und persönliche 
Belohnung z. B. durch Zuschüsse sind dafür 
aus Sicht der AfD der richtige Weg. 
 
Neue Steuern – wie eine Zuckersteuer - 
lehnt die AfD ab. 
 
Und die AfD will auch bei der Prävention die 
primär wesentlichen Risiken im Auge behal-
ten: Z. B. sind Alkohol, Zigaretten und Dro-
gen im Kindes- und Jugendalter sicher ein 
größeres Problem als das Schweineschnitzel 
zum Mittag. 
 

13. 
Welche Bedeutung hat für Ihre 
Partei die Förderung des Zu-
gangs zu und die Finanzierung 
von rehabilitativen Versor-
gungsangeboten? 
 

Unsere Lebenserwartung wächst erfreuli-
cherweise immer weiter. Das Rentenein-
trittsalter steigt daher in kleinen Schritten 
auf 67 Jahre im Jahr 2030 an. Wir wollen 
den Menschen helfen, das tatsächliche Re-
gelrenteneintrittsalter möglichst gesund zu 
erreichen. Als CDU und CSU wollen wir die 
medizinische und berufliche Rehabilitation 
als wichtige Instrumente stärken und die 
Leistungsfähigkeit der Versicherten – nach  

Wir wollen eine vollständige sektorenüber-
greifende Versorgung. Das bedeutet ein Ge-
samtkonzept für die ambulante, stationäre, 
rehabilitative und pflegerische Versorgung, 
inkl. verbindlicher, bedarfsorientierter und 
integrativer Planung, einheitlichem Vergü-
tungssystem und gemeinsamer Qualitätssi-
cherung. Die allgemeinmedizinische Versor-
gung soll zu einer zusammenhängenden 
medizinischen Versorgungs-, Präventions- 

Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, 
eine gute akute und rehabilitative Versor-
gung von Patientinnen und Patienten zu ge-
währleisten. Wir wollen die medizinische 
und berufliche Rehabilitation stärken und 
modernisieren. Eine gute Versorgung mit 
Rehabilitationsangeboten ist von hoher Be-
deutung, um das Leben nach Unfällen und 
Erkrankungen privat wie beruflich so selbst-
bestimmt wie möglich leben zu können. 

Die Bedeutung von Rehabilitation zur Ver-
hinderung von Pflegebedürftigkeit wird in 
einer alternden Gesellschaft immer wichti-
ger und wurde bisher leider unterschätzt. 
Rehabilitation muss dabei bedarfsorientiert 
dort stattfinden, wo die Menschen leben. 
Rehabilitationsangebote müssen gestärkt 
und ausgebaut sowie besser mit weiteren 
Leistungen und Unterstützungsangeboten 
kombinierbar sein, damit möglichst viele 

DIE LINKE will einen gesetzlichen Anspruch 
der Reha-Anbieter auf leistungsgerechte 
Vergütung, dafür übergreifende Rahmen-
verträge und den "Reha-Deckel" des SGB VI 
aufheben. Wir wollen überhaupt mehr 
Transparenz über Vergütungsregelungen, 
Tariflöhne sicher refinanzieren und bedarfs-
gerechte Pflegesätze. Das schließt die Er-
mittlung genauer Tagessätze ein. Wir wollen 
die Mehrkostenregelung abschaffen. DIE 

Für die AfD ist die Rehabilitation keine „Me-
dizin 2. Klasse“, sondern ein ganz wichtiger 
Teil der Versorgungskette. Eine möglichst 
schnell nach der Akutbehandlung begin-
nende und qualitativ hochwertige Rehabili-
tation hilft dem Kranken physisch und psy-
chisch in ein möglichst unbeeinträchtigtes 
Leben zurück und hilft der Gesellschaft: Pro 
investiertem Euro erhält die Volkswirtschaft 
fünf Euro zurück. Durch 
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Krankheit oder Unfall – möglichst schnell 
und vollständig wiederherstellen. Die Träger 
in den gesetzlichen Sozialversicherungs-
zweigen müssen daher die Zusammenarbeit 
– zum Beispiel in regionalen, trägerübergrei-
fenden Reha-Kompetenz-Zentren – noch 
mehr intensivieren, um die Kooperation und 
das hohe Niveau der Rehabilitation weiter 
zu verbessern. 

und Nachsorgestruktur ausgebaut werden. 
Die Beteiligung unterschiedlicher Versiche-
rungsträger wollen wir allerdings beibehal-
ten. 

Durch Rehabilitation wieder in den Beruf 
einsteigen zu können, ist für alle Seiten bes-
ser und auch günstiger als eine durch geeig-
nete Rehabilitationsmaßnahmen vermeid-
bare Erwerbsminderungsrente. Auch die 
längere Lebensarbeitszeit erfordert die Stär-
kung der Rehabilitation. Die Deckelung des 
Reha-Budgets in der Rentenversicherung 
halten wir daher für nicht mehr zeitgemäß. 
Hier muss die Deutsche Rentenversicherung 
(DRV) zu modernen Steuerungsmechanis-
men nach Rehabilitationsbedarf und -prog-
nose kommen. Beratung und Leistungsge-
währung müssen zudem wohnortnah und 
bürokratieärmer gestaltet sein. Wir möchten 
zudem die Forschung, z.B zu ME/CFS stär-
ken, und die Translation von Forschungser-
gebnissen in die Versorgung beschleunigen. 
So wollen wir insbesondere zeitnahe Diag-
nosen und effektive Therapien für die be-
troffenen Patientinnen und Patienten er-
möglichen. 

Menschen mit Rehabilitationsbedarf davon 
profitieren können.  Interprofessionelle Re-
habilitationskompetenzzentren können als 
wichtige Schnittstellen für Akteur*innen in-
nerhalb von flächendeckenden Rehabilitati-
onsnetzwerken dienen. 
 

LINKE wird den Reha-Sektor in die Nationale 
Gesundheitsreserve einbeziehen und weiter 
unter den Pandemie-Schutzschirm stellen. 
Für den wachsenden Reha-Bedarf durch 
Covid19 sollen Schwerpunkt-Rehas und ent-
sprechende Forschung öffentlich gefördert 
werden, um Fachwissen zu bündeln. Mobile 
und ambulante Reha-Angebote wollen wir 
für geriatrische, chronische und Long-Co-
vid-Patient*innen gesondert fördern. Auf 
Basis einer Solidarischen Gesundheits- und 
Pflegeversicherung halten wir eine Beteili-
gung der Pflegeversicherung an den Kosten 
für geriatrische Rehabilitationsmaßnahmen 
für möglich. 
 

Rehabilitationsmaßnahmen bleiben der 
Volkswirtschaft 150.000 Arbeitskräfte und 
damit auch Beitragszahler jährlich erhalten. 
 
Deshalb will die AfD die Rehabilitation stär-
ken und heute bestehende Schwachstellen 
beseitigen: Die heutige und aus Sicht der 
Kranken natürlich zunächst positive frühe 
Entlassung aus dem Akutkrankenhaus bringt 
es mit sich, dass Patienten in schlechtem 
Allgemeinzustand, bzgl. Bewegungstherapie 
häufig eingeschränkter Therapiefähigkeit 
und großem Betreuungsaufwand z.B. wegen 
der Wundversorgung („blutige“ Verlegung) 
in die Rehabilitation eintreten. Teils müssen 
die Kranken aus organisatorischen Gründen 
zwischen Krankenhaus und Rehabilitations-
Klinik für einige Zeit in die Geriatrie oder z. 
B. wegen Nachkontrollen von der Rehaein-
richtung wieder zurück ins Krankenhaus. 
 
Solche Schnittstellenprobleme will die AfD 
reduzieren, indem schon an den Kranken-
häusern eine Frührehabilitation in eigenen 
Abteilungen angesiedelt wird. An diese 
schließt sich dann die stationäre Rehabilita-
tion in der Rehaklinik und die ambulante Re-
habilitation an, die in ihrem Stellenwert kei-
neswegs gemindert werden sollen. 
 
Wir sehen somit die Änderungen gemäß § 
39c SGB V als ersten positiven Ansatz Der 
demografische Wandel, kurze Krankenhaus-
verweildauern und die zunehmend sekto-
renübergreifende Versorgung werden die 
Rehabilitation und eine qualifizierte Ausbil-
dung darin immer wichtiger machen. Die 
AfD will deshalb die Lehre und Forschung in 
der Rehabilitationswissenschaft an den Uni-
versitäten stärken. 
 

14. 
Welchen Stellenwert hat für Sie 
und Ihre Partei der wettbe-
werbliche Ansatz in der Ge-
sundheitsversorgung? 
 

CDU und CSU sehen den Wettbewerb im 
Gesundheitswesen nicht als Selbstzweck, 
sondern zum Nutzen der Patientinnen und 
Patienten. Sie erhalten dadurch eine grö-
ßere Wahlfreiheit und Behandlungen in ho-
her medizinischer Qualität. Wir plädieren zu-
dem für einen Wettbewerb zwischen den 
Krankenkassen, insbesondere zur Förderung 
von Serviceorientierung und Kundenzufrie-
denheit sowie zur Hebung von Effizienzre-
serven. Auch in der Pflege wollen wir die 
Trägervielfalt als Ausdruck einer pluralen 
Gesellschaft stärken. Auch hier erhoffen wir 
uns vom Wettbewerb bessere Angebote. 

Wir wollen die Kommerzialisierung im Ge-
sundheitswesen beenden, denn sie wirkt 
sich negativ auf die Versorgung der Pati-
ent*innen und die Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten aus. Die medizinische Versor-
gung ist ein Teil der öffentlichen Daseins-
vorsorge. Krankenhäuser und Praxen sind 
keine Fabriken. Aus diesem Grund werden 
wir die Anreize für gewinnorientierte Ent-
scheidungen abbauen und Anreize für einen 
sektorenübergreifenden Qualitätswettbe-
werb schaffen. Ein Wettbewerb, der nicht 
auf die Gewinnerzielung, sondern auf die 
Qualität der Versorgung ausgerichtet ist, ist 
ein entscheidender Teil in der Verbesserung 
der medizinischen Versorgung und der Teil-
habe am medizinischen Fortschritt. Ge-
winne, die aus Mitteln der Solidargemein-
schaft erwirtschaftet werden, sollen ver-
pflichtend und weitestgehend wieder in das 
Gesundheitssystem zurückfließen 

Wir wollen unser Gesundheitswesen zu-
kunftsfest machen. Für uns Freie Demokra-
ten ist es deshalb ein elementares Ziel, für 
mehr und fairen Wettbewerb im Gesund-
heitswesen einzutreten und dieses Thema 
mit einem Gewinn an Wirtschaftlichkeit und 
einer Verbesserung der Qualität zu flankie-
ren. 
 
Wir Freie Demokraten setzen uns für einen 
qualitäts-, effizienz- und innovationsstei-
gernden Wettbewerb unter den Kassen ein. 
Dieser sorgt dafür, dass Patientinnen und 
Patienten gut versorgt werden und schneller 
vom medizinischen Fortschritt profitieren. 
Dazu wollen wir den gesetzlichen Spielraum 
für Verträge zwischen Krankenkassen und 
Leistungserbringern ausweiten, um innova-
tive Versorgungsformen zu stärken. Kran-
kenkassen sollen ihren Versicherten finanzi-
elle Anreize wie beispielsweise Selbstbeteili-
gungen, Bonuszahlungen oder Bei-
tragsrückerstattungen anbieten dürfen. 
Dadurch können die Nachfrage gesteuert, 
Bürokratie abgebaut und Wirtschaftlich-
keitsreserven erhöht werden. Zudem sollen 
Krankenkassen ihren Versicherten freiwillig 
zusätzliche Leistungen anbieten können, wie 
beispielsweise die Kostenübernahme für 
Verhütungsmethoden über das 22. Lebens-
jahr hinaus. 
 

Gesundheit ist in erster Linie Daseinsvor-
sorge. Bestimmte Strukturen der Versor-
gung müssen bedarfsgerecht vorgehalten 
werden, hierfür ist Wettbewerb nicht geeig-
net. Wettbewerbliche Instrumente im Ge-
sundheitswesen werden leider allzu oft in 
erster Linie zur Kosteneinsparung genutzt. 
Aus der Sicht von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
muss der Wettbewerb um eine gute Versor-
gungsqualität für die Patient*innen im Mit-
telpunkt stehen. Dazu bedarf es auch einer 
größeren Transparenz für die Versicherten. 
Ein Beispiel dafür ist unser Vorschlag, die 
Krankenkassen künftig auch hinsichtlich ih-
res Umgangs mit Leistungen und der Ser-
vicequalität vergleichbar zu machen. 
 

Einen zentralen Stellenwert. Wir sehen, dass 
Wettbewerb in der Gesundheitsversorgung 
grundsätzlich deutlich mehr Probleme 
schafft als löst. Beispiel Krankenhaus: Die 
DRGs sorgen dafür, dass möglichst viele und 
möglichst schwere "Fälle" mit möglichst we-
nig und möglichst schlecht bezahltem Per-
sonal in möglichst kurzer Zeit belohnt wer-
den. Beispiel Krankenkassen: Selektivver-
träge werden nicht mit dem Ziel guter Ver-
sorgung, sondern mit dem Ziel eines wett-
bewerblichen Vorteils geschlossen. Sollte 
doch gute Versorgung herauskommen, sind 
Versicherte anderer Kassen ausgeschlossen. 
Beispiel ambulante Versorgung: Der Wett-
bewerb hat ermöglicht, dass große Kapital-
gesellschaften sich in die Versorgung ein-
kaufen. 
 

Einen sehr hohen, denn die AfD steht für so-
ziale Marktwirtschaft und gegen Planwirt-
schaft und Einheitsversorgung. 
 

15. 
Unser Ziel ist es, die Erkrankungen, die vom 
Verhalten oder vom Lebensstil begünstigt 
oder hervorgerufen werden, deutlich zu 

Die medizinische Versorgung soll patienten-
zentrierter und aufgeklärter erfolgen. Wir 
sind dagegen, dass sich die Steuerung der 

Die Förderung der gesundheitlichen Eigen-
kompetenz und Eigenverantwortung ist aus-
drücklich in § 1 des Fünften 

Gesundheitsleistungen sollen allen Men-
schen ihrem medizinischen Bedarf entspre-
chend zur Verfügung stehen. An diesem 

Nein, das ist nicht nur der falsche Weg, son-
dern "Eigenverantwortung" ist hierfür auch 
eine fragwürdige Vokabel. Denn damit wird 

Wir sehen den Platz für die Eigenverantwor-
tung insbesondere bei der Möglichkeit für 
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Sollte nach Ihrer Auffassung die 
Inanspruchnahme von Gesund-
heitsleistungen stärker durch 
Elemente der Eigenverantwor-
tung gesteuert werden? 
 

reduzieren. CDU und CSU wollen dies errei-
chen, indem wir das Bewusstsein der Men-
schen dafür schärfen. Bereits in Kitas und 
Schulen muss das Thema vermittelt werden, 
damit Kinder neben der Wichtigkeit der Be-
wegung auch über Ernährungsfragen, Rege-
luntersuchungen oder Zahnpflege aufgeklärt 
sind. Die Kooperation mit den Krankenkas-
sen wollen wir hier noch einmal verstärken. 
Eine Verknüpfung mit der Inanspruchnahme 
von Gesundheitsleistungen halten wir je-
doch für nicht zielführend. 

Eigenverantwortung von Patient*innen bei 
der Inanspruchnahme von Gesundheitsleis-
tungen durch die Zuzahlungen und die fi-
nanzielle Mehrbelastung manifestiert. Die 
Werbung für die gesundheitsförderten und 
gesundheitserhaltenden Maßnahmen und 
die Unterstützung bei der Teilnahme an die-
sen Maßnahmen müssen ausgebaut werden. 

Sozialgesetzbuches geregelt. Wir Freie De-
mokraten wollen dieses Prinzip, das Kern-
element der Solidargemeinschaft der GKV-
Versicherten ist, stärken. 

Grundprinzip der solidarischen Krankenver-
sicherung werden wir GRÜNE festhalten. Ei-
genverantwortung und Solidarität gehen 
schon heute Hand in Hand. Zusätzliche fi-
nanzielle Belastungen von Versicherten sind 
als Element der sinnvollen Versorgungssteu-
erung ungeeignet. Sie führen lediglich dazu, 
dass Menschen mit geringeren Einkommen 
und einem häufig schlechteren Gesund-
heitszustand Gesundheitsleistungen nicht 
rechtzeitig in Anspruch nehmen und sich ihr 
Gesundheitszustand verschlechtert. Eine 
solche Entsolidarisierung lehnen wir ab. 
 

in der Regel versucht, Leistungskürzungen 
durch Framing in ein positives Licht zu stel-
len. Die einzige Leistung, die Patient*innen 
selbst steuern können, ist, ob sie in eine 
Arztpraxis oder eine Notaufnahme gehen 
oder nicht. Das macht keine*r zum Spaß, 
sondern weil subjektiv die Notwendigkeit 
besteht. Es liegt an den Leistungserbringen-
den und deren Struktur, damit sinnvoll um-
zugehen. Alle anderen. 
 
Inanspruchnahmen von Leistungen, seien es 
Medikamente, Krankenhausaufenthalte, 
Heil- oder Hilfsmittel, sind ärztlich verord-
net. Wir halten es für falsch, wenn man die 
Patient*innen bestraft, die sich an die ärztli-
chen Verordnungen halten. 
 

die Versicherten, unterschiedliche Verträge 
abschließen zu können. 
 

16. 
Wie positionieren Sie und Ihre 
Partei sich zur Ausweitung des 
Verbotsvorbehalts auf einen zu 
schaffenden intersektoralen 
Versorgungsbereich? 
 

Intersektorale Vernetzung dient der Siche-
rung und Weiterentwicklung der Versor-
gungslandschaft. CDU und CSU vertreten 
die Auffassung, dass durch die vielfältigen 
selektivvertraglichen Vertragsgestaltungen 
(§ 140a SGB V) auch im intersektoralen Be-
reich hinreichende Möglichkeiten bestehen, 
dem Versorgungsbedarf geeignet und sach-
gerecht entsprechen zu können. 

Durch den geplanten Aufbau einer sektoren-
übergreifenden Versorgung inkl. Versor-
gungsplanung und Versorgungsumsetzung 
durch integrierte mobile Teams wird das für 
den ambulanten Bereich geltende Verbot 
mit Erlaubnisvorbehalt an Bedeutung verlie-
ren. In einem sektorenübergreifenden Sys-
tem muss die Erlaubnis mit Verbotsvorbe-
halt für alle gelten, ansonsten ist eine sekto-
renübergreifende Versorgung gar nicht rea-
lisierbar. 

Die Gesundheitsversorgung muss umfas-
send, regional und patientenzentriert ge-
dacht werden. Deshalb wollen wir die künst-
liche Sektorenbarriere zwischen dem ambu-
lanten und dem stationären Versorgungsbe-
reich konsequent abbauen und die Verzah-
nung und Vernetzung aller Versorgungsbe-
reiche weiterentwickeln.  
 
Wir lassen uns vom Grundsatz „ambulant 
vor stationär“ leiten. Die gesetzlichen 
Vergütungsregelungen erschweren es der-
zeit, Behandlungsmethoden aus dem Kran-
kenhaus in den ambulanten Sektor zu 
überführen. Für die Dauer der Entschei-
dungsverfahren muss die stationäre 
Vergütung erhalten bleiben, damit keine Pa-
tientin und kein Patient unversorgt bleibt. 

Eine Kostenübernahme zu Lasten der Kran-
kenversicherung von neuen Behandlungs- 
und Untersuchungsmethoden, die ihre Wirk-
samkeit und Wirtschaftlichkeit noch nicht 
nachgewiesen haben, ist zu Recht nur in 
sehr engen Grenzen zulässig. Wir GRÜNE 
streben daher derzeit keine Ausweitung auf 
den ambulanten Sektor an. Wir sehen die 
Überwindung von Sektorengrenzen als zent-
rale Aufgabe an, die Schaffung eines weite-
ren Versorgungssektors halten wir daher für 
kontraproduktiv. 
 

DIE LINKE stimmt der Forderung nach einem 
neuen intersektoralen Versorgungsbereich 
zu. Dazu wollen wir unter anderem regionale 
Gesundheitszentren einrichten, die neben 
der ambulanten auch akutstationäre, ge-
burtshelferische und notfallmedizinische 
Leistungen unter einem Dach anbieten. Die 
Frage des Verbots- bzw. Erlaubnisvorbehalts 
ist für uns primär eine Frage des Patienten-
schutzes. Patient*innen sollten darauf ver-
trauen können, dass neue therapeutische 
und diagnostische Verfahren nicht ohne Be-
lege für ihren Nutzen in die breite Versor-
gung kommen. Sie sollten daher in randomi-
sierten Studien untersucht oder mindestens 
in evaluierten Modellversuchen erprobt wer-
den, falls die internationale Studienlage 
keine Einschätzung des Patientennutzens 
erlaubt. Die entsprechenden Verfahren beim 
Gemeinsamen Bundesausschuss müssen er-
heblich beschleunigt, vereinfacht und aus-
geweitet werden. 
 

Hierzu verweisen wir auf unsere Antwort 
auf Frage 7. 
 

17. 
Welche Vorstellungen hat Ihre 
Partei zur Forcierung der nach 
wie vor dringend erforderlichen 
Strukturreformen im stationä-
ren Versorgungsbereich bis hin 
zur Aufgabe und Umwidmung 
nicht mehr versorgungsnot-
wendiger Krankenhausstand-
orte? 
 

Deutschlands Krankenhäuser sind in Stadt 
und Land ein wichtiger Anker der medizini-
schen Versorgung. Im Einklang mit Rehabili-
tationseinrichtungen, niedergelassenen Ärz-
ten und Pflegeeinrichtungen haben sie bei 
der Bewältigung der Pandemie den Men-
schen in unserem Land einen großen Dienst 
erwiesen. Die Krankenhäuser sind zusam-
men mit der leistungsfähigen ambulanten 
Versorgung das Rückgrat unseres Gesund-
heitswesens. CDU und CSU wollen, dass die 
Ziele einer bedarfsgerechten und flächende-
ckenden Grund- und Regelversorgung in der 
Krankenhausplanung und insbesondere in 
der Krankenhausfinanzierung wesentlich 
stärker berücksichtigt werden, gerade mit 
Blick auf den ländlichen Raum. Gleichzeitig 
wollen wir im Interesse der Patientensicher-
heit für komplexe Behandlungen eine stär-
kere Bündelung entsprechender klinischer 
Angebote erreichen. 

Wir wollen eine bedarfsorientierte und sek-
torenübergreifend geplante Versorgung, die 
aus den wohnortnahen Basis- und Notfall-
versorgungszentren mit multiprofessionellen 
Teams für die Versorgung in diesen Zentren 
und bei den Patient*innen sowie ergänzend 
aus zentralen Schwerpunktkrankenhäusern 
in den Regionen und überregionalen Spezial- 
oder Unikliniken besteht.  Wir werden das 
Wohl der Patienten und die Arbeitsbedin-
gungen der Beschäftigten als Qualitätsmin-
destmerkmale in den Mittelpunkt stellen und 
die DRG-Fallpauschalen zu einer bedarfsge-
rechten Grundfinanzierung nach einem mo-
dularen Vergütungssystem mit einer ergän-
zenden leistungs- und qualitätsorientierten 
Vergütung ausbauen. 

Wir Freie Demokraten fordern eine nachhal-
tige Verbesserung der Investitionsfinanzie-
rung für maximalversorgende und kleinere 
spezialisierte Krankenhäuser. Nur so können 
wir die bedarfsgerechte und qualitativ hoch-
wertige Versorgung aller Bürgerinnen und 
Bürger sicherstellen. Höhere Qualität muss 
durch das Vergütungssystem belohnt wer-
den. Die Strukturreform im stationären Sek-
tor muss verantwortungsvoll weiterentwi-
ckelt und Fehlanreize für eine Überversor-
gung sowie ein Überangebot an Kranken-
hausleistungen müssen bereinigt werden. 
Eine Ungleichbehandlung von privaten, öf-
fentlichen und konfessionellen Trägern leh-
nen wir genauso entschieden ab wie eine 
Planungshoheit der Krankenkassen für die 
Versorgungsstrukturen. 

Wir GRÜNE wollen die Krankenhausfinanzie-
rung stärker von der reinen Leistungsorien-
tierung lösen und eine neue Säule der Struk-
turfinanzierung einführen, die die Vorhalte-
kosten abdeckt. Welche Angebote es vor Ort 
gibt, muss sich danach richten, was nötig 
ist, nicht danach, was sich rentiert. Die seit 
Jahren zunehmende Lücke in der staatlichen 
Investitionsfinanzierung wollen wir durch 
eine gemeinsame Finanzierung durch Bund 
und Länder schließen. Auf Bundesebene de-
finierte gemeinsame Grundsätze bei der 
Versorgungsplanung, unter Einbeziehung 
des ambulanten Sektors sorgen dafür, dass 
alle Menschen eine gute Versorgung in er-
reichbarer Nähe vorfinden. Dort wo Kran-
kenhäuser geschlossen werden, sollen mo-
derne Gesundheits- und Pflegezentren ent-
stehen. Wichtige Angebote der gesundheitli-
chen Versorgung, der Rehabilitation und der 
Pflege, der Telemedizin sowie zur Versor-
gung mit Hilfs- und Arzneimitteln können 
hier ihren Platz finden. 
 

Man muss unterscheiden. Selbstverständlich 
gibt es Krankenhausstandorte, deren Aufga-
ben andere Häuser in der Nähe übernehmen 
könnten. In der Regel gilt dies für kleine 
Krankenhäuser in Ballungsräumen. Wenn 
damit eine Qualitätssteigerung erwartet 
werden kann, ist eine Konzentration sinn-
voll. Das muss dann demokratisch entschie-
den werden. Unakzeptabel ist es aber, wenn 
Schließungen von Krankenhäusern allein be-
triebswirtschaftlich induziert werden. Denn, 
ob ein Haus Gewinne oder Verluste macht, 
sagt kaum mehr über seine Versorgungs-
notwendigkeit aus als die Farbe seiner Fas-
sade. Wir sind dafür, Krankenhäuser, die 
tatsächlich nicht mehr als versorgungsnot-
wendig angesehen werden, noch stärker als 
andere für die ambulante Versorgung zu 
öffnen und in die regionale Versorgungs-
landschaft zu integrieren. Bei Krankenhäu-
sern im ländlichen Raum muss aber umso 
mehr auch die Frage einer wohnortnahen 
Versorgung in die Abwägung mit einfließen. 
 

Beim Erhalt der Versorgungstrukturen auch 
in der Fläche geht es uns nicht darum, Kran-
kenhausbetten, um jeden Preis zu erhalten, 
sondern die Standorte: Dort kann dann auch 
ambulante Versorgung ihren Platz haben. 
Außerdem wollen wir die Standorte mit 
Reha- und Kurzzeitpflegebetten stärken. 
 

18. 
Wie wollen Sie vor dem Hinter-
grund der weiter voranschrei-
tenden Digitalisierung des Ge-
sundheitswesens für die Steige-
rung oder Schaffung von Digi-
talkompetenz bei Patientinnen  

Die Patientinnen und Patienten der Zukunft 
werden – unter Wahrung des Schutzes ihrer 
Daten – ihre gesamte Krankengeschichte an 
einem Ort speichern und Ärzte und andere 
Leistungserbringer darauf zugreifen lassen 
können. Die Vermittlung von Digitalkompe-
tenz bei Patientinnen und Patienten sehen 
wir in CDU und CSU als breite gesellschaftli-
che Aufgabe. Einerseits als neuer Bestand-
teil in der Aus- und Weiterbildung von     

Die Digitalisierung des Gesundheitswesens 
ist eine gemeinsame Aufgabe der Kranken-
kassen, der Leistungserbringer und des 
Staates. Sie soll zur direkten Verbesserung 
der Versorgung der Patient*innen und der 
Vernetzung der medizinischen Einrichtungen 
untereinander genutzt werden. Der Schlüs-
sel zur Digitalisierung und zum Ausbau der 
Telemedizin sind Investitionen in die digitale 
Infrastruktur, um Prozesse zu optimieren  

Wir Freie Demokraten wollen die Digitalisie-
rung im Gesundheitswesen durch klare und 
transparente Rahmenbedingungen voran-
bringen. Dazu benötigen wir insbesondere 
offene Standards, Interoperabilität und Da-
tensicherheit.  
Wir sind der Überzeugung, dass der Einsatz 
digitaler Informations- und Kommunikati-
onstechnologien im Gesundheitswesen ei-
nen entscheidenden Beitrag zur  

Die Förderung der Digitalkompetenz von Pa-
tient*innen sowie auch von Gesundheitsbe-
rufen ist aus unserer Sicht insbesondere 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die 
vor allem aus Steuermitteln aber auch Mit-
teln der Kostenträger (insbesondere gesetz-
liche Krankenversicherung) finanziert wer-
den sollte. Gemeinsam mit den Patient*in-
nen- und Berufsverbänden sollten Informa-
tionsangebote und Schulungen entwickelt  

Die Förderung der Digitalkompetenz ist im 
gesamten Gesundheitssystem notwendig, 
bei Patient*innen, aber auch Pflegekräften, 
Ärzt*innen, Pharmazeut*innen usw. Hier se-
hen wir die Bundeszentrale für gesundheitli-
che Aufklärung in der Pflicht, aber auch die 
Kammern und Vereinigungen der Leistungs-
erbringenden. Während wir in der breiten 
Bevölkerung vor allem die Förderung der in-
formationellen Selbstbestimmung im  

Digitalkompetenz gehört sicher zu den Kul-
turtechniken, die die Menschen heute im Le-
ben erlernen. Nur schon sehr Betagte wer-
den noch spezielle Unterstützung benötigen, 
weil sei diese Entwicklung noch nicht durch-
laufen haben. Für alle gilt aber: Die im Alltag 
erlernten Fähigkeiten und die Alltagsgeräte 
müssen ausreichen, um mit der Digitalisie-
rung im Gesundheitswesen umgehen zu 
können. 
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und Patienten sorgen? Bitte 
schildern Sie konkret, wessen 
Aufgabe dies ist und wie dies fi-
nanziert werden soll? 
 

 
Ärztinnen und Ärzten, um im Arzt-Patien-
ten-Gespräch weiterhelfen zu können, an-
dererseits sollte diese über die Krankenkas-
sen, Patientenverbände und nicht zuletzt 
das persönliche Umfeld erfolgen. Mit dem 
Fahrplan für die Einführung einer elektroni-
schen Patientenakte haben wir die jahre-
lange Stagnation der Digitalisierung im Ge-
sundheitswesen überwunden. Wir werden 
an die e-Health-Strategie den Prozess „Digi-
tale Gesundheit 2025“ anschließen und die-
sen zu einer ressortübergreifenden eHealth-
Roadmap „Digitale Gesundheit 2030“ wei-
terentwickeln, die konkrete Handlungsemp-
fehlungen für die digitalisierte Gesundheits-
versorgung der Zukunft bis zum Jahr 2030 
vorgibt. Hier wird auch das Thema Digital-
kompetenz von Patientinnen und Patienten 
eine Rolle spielen. 
 

 
und neuartige E-Health-Anwendungen mit 
hohem medizinischem Nutzen flächende-
ckend zu verbreiten. Damit alle die digitale 
Transformation bewältigen können, sind flä-
chendeckende Weiterbildungs- und Unter-
stützungsangebote unerlässlich.  Diese müs-
sen sowohl für die Beschäftigten im Ge-
sundheitswesen als auch für die Patient*in-
nen angeboten werden. Einige dieser For-
mate wollen wir auch im Rahmen der ge-
planten Offensive gegen Einsamkeit und 
Vereinsamung anbieten, um so die Motiva-
tion zur Teilnahem zu stärken. 

 
Verbesserung der Gesundheitsversorgung 
leisten kann. Um die Potentiale und Vorteile 
digitaler Gesundheitsleistungen für Patien-
tinnen und Patienten sowie medizinisches 
Personal voll ausschöpfen zu können, müs-
sen alle Akteure im Gesundheitswesen in die 
Lage versetzt werden, E-Health-Anwendun-
gen zu verstehen. Für Patientengruppen, die 
besondere Schwierigkeiten bei der Anwen-
dung digitaler Medien haben, wollen wir da-
her spezielle Angebote schaffen, um sie sys-
tematisch zu unterstützen.  
Wir haben die (leider viel zu spät in die 
Wege geleitete) Einführung der elektroni-
schen Patientenakte (ePA) begrüßt. Die 
Fraktion der Freien Demokraten im Deut-
schen Bundestag hat hier das Opt-out-Mo-
dell gefordert. Die Nutzung bliebe natürlich 
freiwillig. Der Versicherte müsste aber nicht 
aktiv werden, um seinen Zugang zu erhal-
ten. Die digitale Transformation der Medizin 
führt auch zu einer Veränderung des Be-
rufsbildes von Versorgenden. Hier muss eine 
entsprechende Qualifizierung durch eine 
veränderte Aus-, Weiter- und Fortbildung 
sichergestellt werden.  
Uns ist bewusst, dass über die Digitalisie-
rung im Gesundheitswesen – ihren Nutzen 
und ihre Risiken –noch viel Unkenntnis und 
Unsicherheit herrscht, was auch zu Ängsten 
und Widerständen beiträgt. Wir setzen uns 
daher dafür ein, dass die Bürgerinnen und 
Bürger über die Möglichkeiten und den Nut-
zen der Digitalisierung im Gesundheitswe-
sen, die Chancen und wirklichen Risiken, 
aufgeklärt werden. Diese Aufklärung kann 
unter anderem durch die Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung erfolgen. Wir 
Freie Demokraten setzen uns zudem für die 
Schaffung einer Bundeszentrale für digitale 
Bildung ein. Diese soll in drei Säulen Aufga-
ben der Koordination, Qualitätssicherung 
und Vermittlung digitaler Bildung in 
Deutschland übernehmen und so die Digital-
kompetenz der Bürgerinnen und Bürger 
stärken. Lassen Sie uns dazu auch nach der 
Bundestagswahl im Gespräch bleiben. 
 

 
und angeboten werden. Aus unserer Sicht 
ist es wichtig, dass diejenigen Institutionen 
als Ansprechpartner*innen fungieren, an die 
sich die Nutzer*innen ohnehin wenden. 

 
Mittelpunkt sehen, sollte bei den Leistungs-
erbringenden die Datensicherheit, Daten-
sparsamkeit und Patientenorientierung im 
Vordergrund stehen. Die Pannen etwa bei 
TI-Konnektoren oder auch bei den Corona-
Impfzertifikaten zeigen, dass hier noch 
Nachholbedarf besteht. Die Versicherten 
sollten von den Krankenkassen, den Leis-
tungserbringenden, aber auch etwa der Un-
abhängigen Patientenberatung (UPD) über 
ihre Rechte, die Risiken und die Potentiale 
v.a. der elektronischen Patientenakte (ePA) 
und digitalen Gesundheitsanwendungen 
(DiGA) aufgeklärt werden. 

 
Außerdem ist uns dazu wichtig: Die Digitali-
sierung ist kein Selbstzweck. Bei allen 
Schritten muss darauf geachtet werden, 
dass sie für die Beteiligten - das heißt die 
Ärzte und die Patienten - einen Mehrwert 
bringen. Ein Beispiel sind die sog. Gesund-
heits-Apps: Hier muss unbedingt sicherge-
stellt werden, dass randomisierte kontrol-
lierte Studien durchgeführt werden, um die 
Wirksamkeit der App bewerten zu können 
und Hersteller von Gesundheits-Apps dazu 
verpflichtet werden, genaue Angaben zur 
Zielgruppe, Funktionsweise, Wirkungsweise 
und Zweckbestimmung der Gesundheits-
App zu machen. 
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